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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Wirtschaft und Währung ersucht den federführenden Ausschuss für 
Industrie, Forschung und Energie, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. weist darauf hin, dass die Verwirklichung von Energieeinsparungen das wirksamste Mittel 
ist, Kohlenstoffemissionen zu verringern und den Aufbau eines großen und eine 
Führungsrolle einnehmenden Marktes für energieeffiziente Technologien und Produkte zu 
fördern;

2. vertritt die Auffassung, dass Normen für öffentliche Aufträge entscheidend zur 
Verbesserung der Energieeffizienz beizutragen haben; fordert die zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten auf, die Sozial- und Umweltschutzklauseln der Richtlinie 2004/17/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 zur Koordinierung der 
Zuschlagserteilung durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und 
Verkehrsversorgung sowie der Postdienste1 voll und ganz dazu zu nutzen, beispielsweise 
Gesichtspunkte der Energieeffizienz in öffentliche Aufträge aufzunehmen;

3. stimmt dem Gedanken zu, dass die Energieeffizienz im Gebäudebereich oberste Priorität 
hat; fordert die Kommission auf, die Möglichkeit zu bewerten, kostenlose 
Prüfungstätigkeiten im Gebäudebereich mit Blick auf die Steigerung der Energieeffizienz 
zu organisieren; fordert die Kommission auf, eine Bewertung der bestehenden bewährten 
Praxis bezüglich der Finanzierung von Erstinvestitionen in Gebäude vorzunehmen;

4. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Möglichkeit für Arbeitsleistungen bei der Renovierung 
und Sanierung privater Wohngebäude zwecks Verbesserung der Energieeffizienz einen
ermäßigten Mehrwertsteuersatz vorzusehen, voll auszuschöpfen; fordert den Rat auf, sich 
auf die Abschaffung der Mehrwertsteuer auf Materialien und Bauteile, die die 
Energieeffizienz von Gebäuden verbessern, in allen Mitgliedstaaten zu einigen;

5. betrachtet es als äußerst wichtig, Energieeinsparungen auf dem Verkehrssektor zu 
verwirklichen; stellt erneut fest, dass Besteuerung ein wesentliches Instrument zur 
Verbesserung der Effizienz von Kraftstoffen ist; bedauert die Beschränkungen, die derzeit 
für die Internalisierung externer Kosten des Verkehrs mit Hilfe von Kraftstoffbesteuerung
bestehen, weil der „Tanktourismus“ die Anstrengungen staatlicher Stellen untergräbt;

6. vertritt die Auffassung, dass optimale Einsparungen auf dem Verkehrssektor eine 
umfangreiche Umstellung auf andere Verkehrsarten voraussetzt; hält es für wesentlich, die 
Nutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln, die gemeinsame Nutzung von Fahrzeugen und 
die nicht motorisierten Verkehrsmittel in europäischen Städten zu fördern, um 
wirkungsvoll gegen die stetig steigenden Umweltauswirkungen des Verkehrs vorzugehen;

  
1 ABl. L 134 vom 30.4.2004, S. 1.


